
  Anlage 1.1 

Zwischen 
 
der Landeshauptstadt Hannover, vertreten durch den Oberbürgermeister, Trammplatz 2, 
30159 Hannover 

- Stadt - 
 

und 
 
dem Zweckverband Abfallwirtschaft Region Hannover, vertreten durch den Verbandsge-
schäftsführer, Karl-Wiechert-Allee 60C, 30625 Hannover 

- Zweckverband - 
 
wird auf Grund der Aufgabenverlagerung der Reinigung der Straßenbegleitgrünflächen zum 
Zweckverband für die in den Anlagen 1 und 2 genannten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
folgender 
 

Personalüberleitungsvertrag 
 
geschlossen: 
 
 

§ 1 
 
Durch diesen Vertrag soll der Übergang für die im Fachbereich Umwelt und Stadtgrün von 
der Aufgabenverlagerung betroffenen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sozialverträglich ges-
taltet und dem wohlverstandenen Interesse auf Wahrung der erworbenen Besitzstände 
Rechnung getragen werden. 
 
Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Fachbereiches Umwelt und Stadtgrün, die aufgrund 
dieses Personalüberleitungsvertrages zum Zweckverband wechseln, werden so gestellt wie 
die zum 01.01.2003 vom Abfallwirtschaftsbetrieb der Landeshauptstadt Hannover zum 
Zweckverband gewechselten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. D.h., die Regelungen des 
Bezirklichen Tarifvertrages aus Anlass der Bildung der Region Hannover vom 22. Mai 2001 
(Anlage 3) finden entsprechend Anwendung soweit im Folgenden keine abweichenden Re-
gelungen getroffen werden.  
 
 

§ 2 
 
Der Zweckverband übernimmt zum 1.1.2005 das in den Anlagen 1 und 2 genannte in einem 
Arbeitsverhältnis stehende Personal der Stadt. Die Übersicht enthält den Namen, das Ge-
burtsdatum, die Funktionsbezeichnung und die Lohngruppe. 
Die in den Anlagen 1 und 2 genannten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden in dem Be-
reich Straßenreinigung und Winterdienst eingesetzt. Ein Wechsel in einen anderen Bereich 
des Zweckverbandes (z.B. zur Müllabfuhr) kann nur mit dem Einverständnis der Mitarbeiterin 
/ des Mitarbeiters erfolgen. 
 
 
 
 

§ 3 
 
Der Zweckverband tritt bei den in Anlage 1 genannten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in 
die Rechte und Pflichten aus den zum Zeitpunkt des Übergangs bestehenden Arbeitsverträ-
gen ein. 



Die bisherige Eingruppierung in einer Lohn- und Fallgruppe, die nach einer bestimmten Zeit 
einer Tätigkeit oder einer Bewährung oder einer Berufstätigkeit zu einer höheren Eingruppie-
rung führen würde, bleibt einschließlich der Erschwerniszuschläge aus dem Durchschnitt der 
geleisteten Stunden des Zeitraumes 1.7.2003 bis 30.6.2004 erhalten und führt nach der je-
weils tariflich geforderten Zeit zur Höhergruppierung. Auf Grund der Besitzstandsregelung 
stehen den Beschäftigten keine weiteren Ansprüche auf die Erschwerniszuschläge für Stra-
ßenreinigerinnen und Straßenreiniger zu. Die Beschäftigten sind verpflichtet, auch über die 
im Arbeitsvertrag vereinbarten Tätigkeiten hinaus, Tätigkeiten einer Straßenreinigerin / eines 
Straßenreinigers zu übernehmen. 
 
 

§ 4 
 
Der Zweckverband wird mit den in Anlage 2 genannten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
eine Weiterbeschäftigung mit geänderten Arbeitsbedingungen ohne neue Probezeit verein-
baren. Ungeachtet dieses Vertragsbeginns gelten die bei der Stadt verbrachten Zeiten als 
Beschäftigungszeit nach § 6 BMTG und eine bereits zurückgelegte Zeit eines Tätigkeitsauf-
stiegs wird ohne Rücksicht auf die betroffene Fallgruppe berücksichtigt. 
 
 

§ 5 
 
Für den Fall, dass der Zweckverband – Straßenreinigung – seine Rechtsform verändert 
und/oder Dritte beteiligt und hiervon die Arbeitsverhältnisse der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter betroffen sind, ist die Übernahme der Regelungen dieses Personalüberleitungsvertra-
ges verpflichtend zu vereinbaren. 
Widersprechen die unter diesen Überleitungsvertrag fallenden Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter gemäß § 2 Absatz 6 des bezirklichen Tarifvertrages aus Anlass der Bildung der Region 
Hannover dem Übergang ihres/seines Arbeitsverhältnisses auf einen Arbeitgeber in privater 
Rechtsform, kehren sie zur Stadt zurück. Die Stadt tritt in die Rechte und Pflichten aus den 
bestehenden Arbeitsverträgen ein. 
 

§ 6 
 

Der Zweckverband und die Stadt vereinbaren, dass in besonders begründeten Einzelfällen 
(auch persönliche Gründe) der/die betroffene Mitarbeiter/in wieder zur Stadt zurück wechselt. 
Gehört diese Mitarbeiterin / dieser Mitarbeiter zu der unter § 4 dieses Vertrages angehören-
den Gruppe, beschäftigt die Stadt diese Person zu den gleichen Vertragsbedingungen, die 
bis zum 31.12.2004 galten. 
Soweit kein Einvernehmen zum Zurückwechseln hergestellt werden kann, entscheidet eine 
paritätisch besetzte Kommission, bestehend aus je einer Vertreterin / einem Vertreter von 
aha, dem FB 67 der Stadt, den Personalräten von aha und dem FB 67 sowie dem für aha 
zuständigen Gewerkschaftssekretär von ver.di. 
 
§ 6 gilt längstens bis zum 30.6.2005. 
 
 

§ 7 
 

Die Stadt behandelt die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die zum Zweckverband gewechselt 
sind und sich nun mehr wieder ohne zeitliche Unterbrechung um eine Beschäftigung bei der 
Stadt bewerben, als interne Bewerber/innen. Im Falle der Wiedereinstellung bei der Stadt gilt 
die Rechtsstellung unter Einbeziehung der vorangegangenen Tätigkeiten bei der Stadt und 
beim Zweckverband. Soweit die Rückkehr mit einem Wechsel vom Arbeiter/innen- in ein An-



gestelltenverhältnis verbunden ist, wird die Mitarbeiterin / der Mitarbeiter während der Probe-
zeit vom Zweckverband beurlaubt. 
 
 

§ 8 
 

Die Stadt verpflichtet sich, dem Zweckverband die Personalmehrkosten unter Aufrechnung 
eventueller Minderkosten zu erstatten, die sich aus den in diesem Vertrag getroffenen Be-
sitzstandsregelungen ergeben. Dies gilt auch für die in diesem Vertrag zugesicherten Tätig-
keitsaufstiege. 
Die Erstattung durch die Stadt erfolgt nach Rechnungslegung durch den Zweckverband je-
weils nach Ablauf eines Kalenderjahres. Die Zahlung erfolgt innerhalb von 4 Wochen nach 
Rechnungserhalt. 
§ 8 gilt längstens bis zum 31.12.2014. 
 
 

§ 9 
 
1. Dieser Vertrag tritt zum 1.1.2005 in Kraft. 
 
2. Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Änderungen und/oder Ergänzungen dieses 

Vertrages bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Schriftform. Dies gilt auch für einen Verzicht 
auf dieses Schriftformerfordernis. 

 
3. Sollte eine der Regelungen dieses Vertrages nicht gültig sein oder unwirksam werden 

oder erweist sich der Vertrag als lückenhaft, so bleiben die übrigen Regelungen des Ver-
trages in Kraft. Die Vertragsparteien vereinbaren für diesen Fall, dass sie die ungültige 
Regelung durch eine gültige Regelung ersetzen, die ihrem Sinn nach am ehesten den mit 
der ungültigen Regelung angestrebten Zweck erreicht, bzw. die Lücke durch die Verein-
barung derjenigen Regelung zu schließen, die die Parteien vereinbart hätten, wenn sie 
die Lückenhaftigkeit des Vertrages erkannt hätten. 

 
4.  Die Anlagen 1 bis 3 zu diesem Vertrag sind Vertragsbestandteil. 
 
5. Dieser Vertrag tritt vorbehaltlich der Zustimmung der zuständigen Gremien des Zweck-

verbandes und der Stadt in Kraft. 
 
 
 
 
 
 
Hannover, den  
 
Landeshauptstadt Hannover 
 
 
 
 
 
 
Oberbürgermeister 
 

Zweckverband Abfallwirtschaft Region 
Hannover 
 
 
 
 
 
Verbandsgeschäftsführer



 

 


